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Arbeitgeber warnen vor Streiks  

im kommunalen ÖPNV 
 

• Kommunaler Arbeitgeberverband (KAV) vor Tarifverhandlungen: 

Forderungen zu deutlichen Steigerungen bei Zeitzuschlägen passen 

nicht zur katastrophalen Finanzlage der Kommunen  

• KAV: Spürbare Entgeltsteigerungen und Absenkung der Arbeitszeit    

sind für die nächsten Jahre bereits verhandelt 

 

STUTTGART Vor den anstehenden Tarifverhandlungen am 20. Januar 2026 für den 

kommunalen ÖPNV in Baden-Württemberg über die Erhöhung der Zeitzuschläge hat 

der Kommunale Arbeitgeberverband Baden-Württemberg (KAV) kein Verständnis für 

mögliche Streiks geäußert. Der KAV appellierte an alle Beteiligten, die Verantwortung 

für Beschäftigte, Fahrgäste und die Leistungsfähigkeit des ÖPNV im Blick zu behalten. 

Aufgrund der angespannten Finanzlage der Kommunen komme es bereits heute vieler-

orts zu Einschränkungen und zu Veränderungen des Fahrplanangebots. 

Deutlich steigende Entgelte seit Jahren 

Der KAV verwies auf die langfristige Entwicklung und die finanziellen Anstrengungen 

der Branche: „Die durchschnittlichen Gehälter sind in den Nahverkehrsunternehmen 

seit 2023 um mehr als 20 Prozent gestiegen. In den unteren Entgeltgruppen lag der 

Zuwachs zum Teil noch deutlich darüber. Eine vergleichbare Entwicklung hat es so au-

ßerhalb des Öffentlichen Dienstes sicher nur in wenigen Branchen gegeben“, sagte 

KAV-Vorsitzender Dr. Wolf-Rüdiger Michel vor dem ersten Verhandlungstermin. Bereits 

heute liege das monatliche Durchschnittseinkommen inklusive aller Zuschläge der Be-

schäftigten im Fahrdienst bei mehr als 4.300 Euro brutto.  



 

Arbeitszeitabsenkung und Entgeltsteigerung bereits vereinbart 

Michel verwies auf die zurückliegenden Tarifabschlüsse, die weiterwirken und hohe fi-

nanzielle Belastungen verursachen. „Der Abschluss von 2024 brachte für die Beschäf-

tigten neben starken Entgeltsteigerungen über das laufende Jahr hinaus eine stufen-

weise Absenkung der Wochenarbeitszeit von 39 auf 37,5 Stunden bei vollem Entgelt-

ausgleich“, erklärte Michel. Dennoch steigen im Mai 2026 die Entgelte nach Angaben 

des KAV nochmals um durchschnittlich 2,8 Prozent. Diese Regelungen seien absehbar 

eine enorme bleibende Belastung für die Haushalte. In den Jahren 2027 und 2028 

komme jeweils noch ein Urlaubstag hinzu, so dass Vollzeitbeschäftigten dann mindes-

tens 32 Urlaubstage zustehen. 

Die zusätzlichen Forderungen gehen nach Einschätzung des KAV deutlich über das fi-

nanziell Leistbare hinaus. „Das Volumen der Forderungen zu Zeitzuschlägen beläuft 

sich im Fahrdienst auf deutlich mehr als 15 Prozent“, rechnete KAV-Hauptgeschäftsfüh-

rerin Sylvana Donath vor. 

Kommunale Haushalte am Limit 

Der KAV betonte die Bedeutung der Arbeitsplätze im kommunalen ÖPNV. Gerade in 

wirtschaftlich schwierigen Zeiten böten sie Verlässlichkeit und Sicherheit. „Der Beruf im 

Nahverkehr ist anspruchsvoll und mit besonderen Arbeitsbedingungen verbunden. Das 

verdient Anerkennung und eine realistische Darstellung“, sagte Donath. Dieser Verant-

wortung werden wir gerecht. Eine negative Darstellung der Arbeitsbedingungen helfe 

weder den Beschäftigten noch den Betrieben. 

Zum Teil werden schon Fahrpläne ausgedünnt 

Donath verwies auf die angespannte Haushaltslage vieler Kommunen. Steigende Aus-

gaben und begrenzte Einnahmen ließen kaum Spielräume. Zahlreiche Kommunen hät-

ten deshalb bereits Fahrpläne im ÖPNV ausgedünnt. Zusätzliche Kostensteigerungen 

könnten diesen Trend weiter verstärken und würden die Fahrgäste unmittelbar treffen. 

Der KAV verwies weiter auf die erfolgreichen Anstrengungen vieler kommunaler Ver-

kehrsunternehmen ausreichend Personal, insbesondere im Fahrdienst, zu gewinnen.  



 

Dazu zählten finanzielle Anreize, Investitionen in Ausbildung, Qualifizierungen, Perso-

nalgewinnung und Entlastungen. 

Viele Streiktage in den zurückliegenden Jahren 

Kritisch äußerte sich Donath zur hohen Zahl an Arbeitskämpfen in den vergangenen 

Jahren. „Seit 2023 gab es in den Nahverkehrsunternehmen bis zu zwölf Streiktage. Das 

belastet die Betriebe und vor allem die Fahrgäste erheblich“, sagte sie. Wiederholte 

Streiks träfen die Allgemeinheit und schwächten die Akzeptanz und Verlässlichkeit des 

öffentlichen Nahverkehrs. 

 

Der KAV bekennt sich zu fairen Arbeitsbedingungen und zu konstruktiven Tarifverhand-

lungen. „Es braucht aber Augenmaß und Verantwortung auf beiden Seiten. Wir sind zu 

einer zügigen und verantwortungsvollen Einigung bereit“, erklärte Donath. 

 

Hintergrund:  

Der Tarifvertrag-Nahverkehr (BzTV-N BW) betrifft in Baden-Württemberg etwa 6.700 

Beschäftigte. Der KAV vertritt landesweit die kommunalen Verkehrsunternehmen der 

Städte Stuttgart, Baden-Baden, Konstanz, Freiburg, Heilbronn, Esslingen und Karlsruhe. 

In allen Bundesländern (außer derzeit Niedersachsen) wird im kommunalen Nahverkehr 

verhandelt. In einigen Bundesländern haben die Tarifverhandlungen bereits begonnen. 

Für Rückfragen steht Ihnen Frau Donath unter 0711 – 222 998 22 (sylvana.donath@ka-

vbw.de) gerne zur Verfügung 


